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Sehr geehrter Herr Präsident, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, 

 

als ich den uns heute vorliegenden Antrag das erste Mal gelesen habe, 

wusste ich ehrlich gesagt nicht, ob ich lachen oder weinen soll – 

 

dabei handelt es sich um ein viel zu ernsthaftes Thema, um zu lachen. 

 

Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, von SPD und FDP „zünden“ in Berlin 

„die Bude“ an – und rufen hier in Düsseldorf nach der Feuerwehr!  

Das wirkt – ehrlich gesagt - doch sehr befremdlich. 

 

Seit Olaf Scholz Kanzler ist und Christian Lindner Finanzminister, haben 

Kinder in diesem Land offensichtlich keine Lobby mehr. 

 

Es ist ein unerfreulicher Akt des Bundes, von jetzt auf gleich das Ende der 

Förderung zu beschließen und dies vermeintlich über das Gute-Kita-

Gesetz kompensieren zu wollen. Das ist völliger Quatsch – und das muss 

man hier auch ganz deutlich sagen -, weil es keine zeitgleiche Erhöhung 

des Mittelansatzes gibt. 

 

Sprache ist zweifellos das wichtigste Mittel zur Verständigung und darüber 

hinaus für die gesamte Entwicklung eines Kindes von enormer Bedeutung. 

Denn mithilfe der Sprache entdecken Kinder die Welt, teilen sich anderen 

Menschen mit und knüpfen soziale Beziehungen. Während ihrer Zeit im 

Kindergarten erweitern Kinder permanent ihren Wortschatz und ihre 

Sprachkompetenz. Beim Erkunden der Welt lernen sie neue Wörter und 

deren Bedeutung. Sie lernen, durch Sprache die Welt zu verstehen und 

zu ordnen. Gute frühkindliche Bildung ist unabdingbar. Sprachförderung 
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ist ein wesentlicher Baustein zur Qualitätssteigerung in der frühkindlichen 

Bildung. 

 

Das Bundesprogramm richtet sich vorwiegend an Kitas, die von einem 

überdurchschnittlich hohen Anteil von Kindern mit sprachlichem 

Förderbedarf besucht werden. Das Programm verbindet drei inhaltliche 

Schwerpunkte: alltagsintegrierte sprachliche Bildung, inklusive Pädagogik 

und die Zusammenarbeit mit Familien. 

 

Die Landesverantwortung für die Fortführung der „Sprach-Kitas“ ist dabei 

völlig unstrittig. Allerdings war die gesamte Jugend- und 

Familienministerkonferenz doch sehr überrascht von der Entscheidung 

der Bundesregierung zur Beendigung des Bundesprogramms “Sprach-

Kitas.  

 

Noch im Koalitionsvertrag der Bundesregierung hatte man den Auftrag 

formuliert, das Programm der „Sprach-Kitas“ weiterzuentwickeln und zu 

verstetigen. Insofern verwundert die Entscheidung des Bundes noch doch 

sehr.  

 

Das Programm wurde auf Bundesebene mit dem Verweis gestoppt, die 

Sprachförderung würde in ein KiTa-Qualitätsgesetz - dem Nachfolger des 

Gute-Kita-Gesetzes - übergehen. Hier liegen die Zuständigkeiten nun 

wieder bei den Ländern. 

 

Hier hat es sich der Bund sehr einfach gemacht – er stielt sich aus der 

Pflicht und schiebt die Verantwortung und auch die Belastungen an die 

Länder weiter. 
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Prüfungen, wie der Wegfall des Bundesförderprogramms kompensiert 

werden kann, laufen auf Seiten der Landesregierung. Allerdings können 

die meisten Länder die Finanzierung des Programms nicht im direkten 

Anschluss schultern. 

 

Bei Wegfall des Programms würden Kompetenzen verloren gehen, die 

über lange Zeit aufgebaut wurden, d.h. der Fachkräftemangel würde sich 

noch einmal mehr verschärfen.  

 

Gemeinsame Sprache ist und bleibt die beste Voraussetzung für ein gutes 

Miteinander. Das Programm ist insofern auch ein echter 

Integrationsmotor: Vierzig Prozent der Kinder in Deutschland haben einen 

Migrationshintergrund. Zwischen sprachlicher Kompetenz und 

schulischem Erfolg besteht bekanntermaßen ein enger Zusammenhang. 

Sprach-Kitas fördern damit auch die Integration und 

Bildungsgerechtigkeit. 

 

Präventiv zu investieren lohnt sich hier mehr als eine wesentlich teurere 

Nachsorge. Die, durch das Bundesprogramms aufgebauten, bewährten 

Prozesse, die länderübergreifenden und bundeseinheitlichen Strukturen, 

die Qualifizierungen der Teams und Begleitungen der Familien würden mit 

der Streichung des Bundesprogramms auf einmal der Vergangenheit 

angehören. 

 

Es kostet Zeit und deutlich mehr Geld, neue Strukturen aufzubauen. 

Leider wären die Strukturen des Bundesprogramms im so genannten 

„Gute-Kita-Gesetz II“ nicht anschlussfähig. Ein Flickenteppich würde 

dadurch entstehen. Die Streichung würde den Staat viel mehr kosten: 
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Jeder Euro, der in eine Kita investiert wird, kommt vielfach wieder an die 

Gesellschaft und den Staat zurück! 

 

Der Bund hat die Aufgabe für gleichwertige Lebensbedingungen zu 

sorgen und hochwertige Bildung in Kitas zu garantieren. Der deutsche 

Erziehungswissenschaftler und Bildungsforscher, Prof. Hans-Günther 

Roßbach aus Bamberg hat dies bestätigt. Er argumentiert, dass eine 

Bundesförderung sinnvoller sei, um soziale Ungerechtigkeit zu vermeiden. 

 

Diversity, Digitalisierung, Betreuung von Kindern mit Fluchterfahrung, 

Partizipation, Inklusion gingen so verloren. Träger werden nicht mehr in 

der Lage sein, die Qualität in der frühkindlichen Bildung zu gewährleisten. 

Die Kinder aus benachteiligten Familien und an Brennpunkten werden 

nochmals benachteiligt. 

 

Der Ansatz, das Gute-Kita-Gesetz in ein Qualitätsentwicklungsgesetz 

weiterzuentwickeln, bei dem ausschließlich die Qualität gefördert wird, ist 

ein guter Ansatz – hilft aber leider in dieser aktuellen Situation nicht weiter. 

Hier wäre unklar, wann das Gesetz verabschiedet werden würde und wir 

brauchen jetzt(!) eine Lösung.  

 

Wir bleiben an diesem wichtigen Thema und kämpfen weiter für den Erhalt 

dieses Programms, aber es wird eine schwierige Auseinandersetzung.  

 

Der vorliegende Antrag verfehlt das Ziel, weil er nicht die problematische 

Ausgangslage auf Bundesebene in seine Betrachtung einbezieht und die 

Verantwortung ausschließlich beim Land sieht. 
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Wir fordern wir ein Umdenken in Berlin. Die Verantwortung für diese große 

Aufgabe kann nur gemeinsam geschultert werden. Eine Verlängerung für 

wenige Monate über den 31.12.2022 hinaus ist keine Lösung. Nur 

gemeinsames Handeln ermöglicht die Fortsetzung der Sprach-Kitas und 

die Ausarbeitung der bisher erreichten Erfolge. 

 

Den vorliegenden Antrag lehnen wir deshalb ab. 

 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit! 

 

 

 

 

 

 


